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Die  Haushaltspolitik  der  Europäischen  Union  wurde  im  vergangenen  Jahr  von  drei
Problembereichen und Reforminitiativen bestimmt: 

Die Halbzeitüberprüfung des EU-Budgets

Das Europäische Parlament hatte bei den Verhandlungen mit dem Rat der Europäischen
Union  und  der  Kommission  über  den  mehrjährigen  Finanzrahmen  (MFR)  2014-2020
durchgesetzt, dass in der Mitte der Laufzeit die gesetzten Prioritäten und die finanzielle
Ausstattung  des  MFR  von  der  Europäischen  Kommission  überprüft  werden  sollen.1

Auftragsgemäß legte die Kommission ihren Vorschlag für eine Anpassung des MFR am
14. September 2016 vor, in dem sie insbesondere für die Bereiche Wachstum und Beschäf-
tigung, Investitionen sowie Migration und Außengrenzschutz zusätzliche Haushaltsmittel
mit einem Volumen von 12,8 Mrd. Euro für die Jahre 2017 bis 2020 vorschlug.2 Insgesamt
umfasste das Vorschlagspaket der Kommission eine Mitteilung, eine umfangreiche Erläu-
terung  und  vier  Legislativvorschläge.  Hinzu  kam eine  Reihe  weiterer  Vorschläge  zur
Anpassung bestehender Verordnungen, wie zum Beispiel zur vorzeitigen Verlängerung und
Aufstockung des  Europäischen Fonds für  strategische Investitionen (EFSI),  dem soge-
nannten „Juncker-Fonds“,3 und der Jugendbeschäftigungsinitiative.

In den verbleibenden drei Jahren der Laufzeit des MFR sollen so zusätzliche 6,3 Mrd.
Euro bereitgestellt  und 6,5 Mrd. Euro durch Umschichtungen und Umwidmungen auf-
gebracht  werden.  Die  eigentlich  für  aktuelle  Krisen  und neue  Aufgaben vorgesehenen
Flexibilitätsinstrumente des  EU-Budgets  waren bereits  aufgebraucht.  Der  Europäischen
Union standen insofern keine Margen mehr zur Verfügung, um auf das veränderte poli-
tische Umfeld zu reagieren. Deshalb legte die Kommission auch besonderen Wert auf neue
und besser  ausgestattete  Flexibilitätsinstrumente.  Zum einen sollten die ausgeschöpften
Töpfe wieder aufgefüllt und in ihrem Volumen vergrößert, zum anderen zusätzliche Fonds
eingerichtet  werden.  Darüber  hinaus  wollte  die  Kommission  eine  neue  Krisenreserve
schaffen,  die  mit  nicht  abgeflossenen  Geldern  aus  allen  Rubriken  des  MFR in  einem
Umfang von 3 bis 4 Mrd. Euro jährlich gespeist werden soll. Aus dieser Reserve sollen
Mitgliedstaaten, die von einer akuten Krise betroffen sind, eine besondere und überpropor-
tionale Unterstützung erhalten.

Noch  bevor  die  Kommission  ihre  Überlegungen  vorgestellt  hatte,  hatten  einige
Mitgliedstaaten informelle Positionspapiere verfasst und an die Kommission gesandt. Die
Nettozahler Deutschland, Frankreich, Österreich, Dänemark und die Niederlande sowie
die Staaten der Višegrád-Gruppe erarbeiteten eigene Papiere. Auch das Europäische Parla-

1 Siehe Peter Becker: Haushaltspolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Eu-
ropäischen Integration 2013, Baden-Baden 2013, S. 177-186.

2 Europäische Kommission: Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des mehrjährigen Finanzrahmens 2014-
2020, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/budget/mff/index_de.cfm (letzter Zugriff: 1.8.2017).

3 Siehe auch den Beitrag „Europäische Investitionsbank“ in diesem Buch.
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ment hatte seine Vorstellungen frühzeitig zum Ausdruck gebracht. In der am 6. Juli 2016
verabschiedeten  Entschließung  forderten  die  Parlamentarier,  dass  alle  im  MFR  fest-
geschriebenen  Ausgaben-Obergrenzen  angehoben  werden  sollen.4 Zusätzliche  Gelder
seien insbesondere für die Bewältigung der Folgen der Migrationskrise und für die Verlän-
gerung der Laufzeiten der Europäischen Jugendinitiative und des Juncker-Fonds für Inves-
titionen notwendig. Die Mitgliedstaaten hatten in ihren Positionspapieren dagegen deutlich
gemacht, dass sie an den bestehenden Obergrenzen des MFR festhalten wollen und die
benötigten  Ressourcen  durch  Umschichtungen  und  eine  effizientere  Haushaltsführung
aufbringen wollten. Die Kommission hatte einen goldenen Mittelweg gefunden, indem sie
vorschlug, rund 13 Mrd. Euro zusätzlich vorzusehen, um die Herausforderungen durch die
aktuellen Krisen zu bewältigen, ohne dabei aber die bestehenden MFR-Obergrenzen zu
verändern.

Jede Anpassung oder Abänderung der MFR-Verordnung erfordert nach der Zustimmung
des Europäischen Parlaments einen einstimmigen Beschluss des Rates der Europäischen
Union, ansonsten bleibt der MFR unverändert. Das Europäische Parlament bestätigte am
26. Oktober 2016 in einer weiteren Entschließung zur Halbzeitüberprüfung des MFR seine
Position.5 Die  Mitgliedstaaten  konnten  sich  erst  nach  langen  und  sehr  schwierigen
Verhandlungen am 7. März 2017 auf eine gemeinsame Position zu den Vorschlägen der
Kommission verständigen.6 Zwar hatte der Rat am 15. November 2016 einen Grundsatz-
kompromiss zur Überprüfung des MFR erzielt,7 allerdings ohne die Zustimmung Italiens,
das  einen  Prüfvorbehalt  einlegte.  Auch Großbritannien  enthielt  sich  wegen der  bevor-
stehenden Austrittsverhandlungen. In den Verhandlungen im Rat zeigte sich erneut der
traditionelle Gegensatz zwischen den Nettozahlern, die auf mehr Umschichtungen, weni-
ger zusätzliche Mittel und keine Erhöhung ihrer Beträge für die Flexibilitätsinstrumente
drängten, und den Kohäsionsländern, deren Hauptanliegen darin bestand, die Obergrenzen
des MFR für die neuen Instrumente und Prioritäten anzuheben. Das eigentliche politische
Problem war  jedoch  die  fortbestehende  Blockade  Italiens,  das  Mehrausgaben  für  die
Flexibilitätsinstrumente,  Wachstumsprogramme  und  die  Jugendbeschäftigungsinitiative
forderte. Erst die maltesische Ratspräsidentschaft konnte im Frühjahr 2017 eine Kompro-
misslösung aufzeigen, zu der insbesondere eine Erklärung der Kommission zur Jugend-
beschäftigung und Migration den Weg ebnete. Nach weiteren Verhandlungen signalisierte
Italien schließlich seine Enthaltung und ermöglichte so die Verhandlungen mit dem Euro-
päischen  Parlament.  Diese  Verhandlungen  waren  zwischen  dem  Rat  und  den  beiden
Berichterstattern des Parlaments, Jan Olbrycht und Isabelle Thomas, weitestgehend vor-
bereitet worden. So konnte das Europäische Parlament sehr schnell dem Vorschlag des
Rates für eine Änderung der MFR-Verordnung in einer legislativen Entschließung8 sowie
den Erklärungen von Rat und Kommission in einer weiteren Entschließung9 am 5. April
2017 zustimmen. Um dieses schwierige Gesetzgebungsverfahren und den fein austarierten
Kompromiss  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und den  Organen der  Europäischen  Union

4 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2016 zur Vorbereitung
der Überarbeitung des MFR 2014-2020 nach der Wahl: Beitrag des Parlaments im Vorfeld des Kommis-
sionsvorschlags (2015/2353(INI)), P8_TA(2016)0309.

5 Europäisches Parlament: Entschließung vom 26. Oktober 2016 zur Halbzeitüberarbeitung des MFR 2014-
2020 (2016/2931(RSP)), P8_TA(2016)0412.

6 Rat der Europäischen Union: Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) Nr.
1311/2013 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014-2020, Dok. 5479/15.

7 Rat der Europäischen Union: Überprüfung/Revision des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2014-2020:
Kompromissvorschlag des Vorsitzes, Dok. 7030/17.
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abzuschließen,  musste nun nur noch der  Rat  einstimmig zustimmen.  Allerdings  wurde
diese Formsache zum Spielball der britischen Innenpolitik, denn nach der überraschenden
Ankündigung der britischen Premierministerin vom 18. April, für den 8. Juni 2017 vorge-
zogene Unterhauswahlen anzusetzen, blockierte die britische Regierung die Abstimmung
im Rat mit dem Hinweis auf die sogenannte „Purdah“-Stillhalteregelung.10 Demnach dürfe
keine Regierung im Wahlkampf weitreichende finanzielle Verpflichtungen mehr eingehen,
die den Wahlkampf beeinflussen und den Handlungsspielraum der nachfolgenden Regie-
rung einschränken könnten. Deshalb konnte die Halbzeitrevision des MFR erst nach den
britischen Unterhauswahlen am 20. Juni 2017 im Rat verabschiedet werden.11 

Vorschläge zur Reform des Eigenmittelsystems

Die Hochrangige Gruppe „Eigenmittel“ (High Level Group on Own Resources, HLGOR)
unter dem Vorsitz von Mario Monti hat am 17. Januar 2017 ihren Abschlussbericht mit
Empfehlungen zur Reform des Eigenmittelsystems der Europäischen Union vorgelegt.12

Die Gruppe, bestehend aus je drei Vertretern der Europäischen Kommission, des Europä-
ischen Parlaments und des Rates der Europäischen Union, arbeitete in völliger Unabhän-
gigkeit.  Die  sogenannte  „Monti-Gruppe“  zielt  mit  ihrem Bericht  auf  eine  strukturelle
Reform und umfassende Neuausrichtung des EU-Haushalts und empfiehlt deshalb Refor-
men sowohl auf der  Einnahmen- als  auch auf der  Ausgabenseite.  Damit erweiterte  sie
eigenmächtig die inhaltliche Beschränkung ihres ursprünglichen Prüfmandats. 

Im Zentrum des Abschlussberichts der Gruppe steht der Versuch, das Grundproblem
der  aktuellen  EU-Haushaltspolitik  zu  lösen  und  das  Denken in  Nettosaldo-Kategorien
zu beenden.  Deshalb rückt  die HLGOR den Begriff  des  „europäischen Mehrwerts“ in
den Mittelpunkt ihrer Analyse und nutzt ihn als zentrales Kriterium und als Grundlage für
ihre  Bewertung  der  Angemessenheit  und  Legitimität  des  EU-Budgets.  Auf  der  Aus-
gabenseite müsse sich der Haushalt der Europäischen Union deshalb auf jene Bereiche
konzentrieren, in denen der höchste europäische Mehrwert zu erwarten sei oder in denen
zentrale öffentliche Güter gefördert würden, die nur durch ein gemeinschaftliches europä-
isches Handeln geschaffen werden könnten. Dies sei beispielsweise in den Bereichen inne-
re und äußere Sicherheit sowie bei Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die neue
Arbeitsplätze und zusätzliches Wachstum schaffen, der Fall. Die Gruppe plädiert in einem
zweiten Schritt dafür, der Europäischen Union neue Eigenmittelquellen zu eröffnen. Neue
Eigenmittel sollten nicht nur Einnahmen für das EU-Budget generieren, sondern auch eine
politische Lenkungswirkung haben und so zugleich einen zusätzlichen europäischen Mehr-
wert schaffen. 

8 Europäisches Parlament: Mehrjähriger Finanzrahmen für die Jahre 2014-2020. Legislative Entschließung
vom 5. April 2017 zu dem Entwurf einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EU, Eura-
tom) Nr. 1311/2013 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014-2020, P8_TA-
PROV(2017)0111.

9 Europäisches Parlament: Mehrjähriger Finanzrahmen für die Jahre 2014-2020 (Entschließung).  Nicht-
legislative  Entschließung  des  Europäischen  Parlaments  vom  5.  April  2017  zu  dem  Entwurf  einer
Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 zur Festlegung des
mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014-2020, P8_TA-PROV(2017)0112.

10 Thomas  Gutschker:  London  blockiert  EU-Haushaltsbeschluss,  in:  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung,
29.4.2017.

11 Rat der Europäischen Union: EU überarbeitet Haushaltsrahmen 2014-2020 wegen neuer Prioritäten, Pres-
semitteilung 385/17, 20.6.2017.

12 High Level Group on Own Resources: Future Financing of the EU. Final report and recommendations of
the High Level Group on Own Resources, December 2016.
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Die HLGOR untersucht in  ihrem Bericht  detailliert  ein  breites  Spektrum möglicher
neuer Eigenmittelquellen aus den Bereichen Produktion, Konsum und Umweltpolitik. Mit
einer Reform des Einnahmemixes soll der Finanzierungsanteil der traditionellen Eigen-
mittel von heute etwa einem Fünftel auf über die Hälfte der Einnahmen steigen. Umge-
kehrt könnten so die Abführungen aus den nationalen Haushalten in Form der Eigenmittel
aus dem Bruttonationaleinkommen (BNE), die sich am nationalen Wohlstand des jeweili-
gen Mitgliedstaats orientieren, deutlich reduziert werden. 

Als Vorbedingung hatte sich die Monti-Gruppe selbst die Achtung des gegenwärtigen
Primärrechts der Europäischen Union gesetzt, das heißt, dass alle Empfehlungen der Grup-
pe im Rahmen des derzeit geltenden Vertrags von Lissabon umsetzbar seien und somit
eine Vertragsänderung vermieden werden sollte.  Weder die in Artikel  311 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) vorgesehene Einstimmigkeit bei
der Verabschiedung des Eigenmittelbeschlusses, noch das Verschuldungsverbot der Euro-
päischen Union wird von der Gruppe deshalb infrage gestellt.  Auch wird keine eigene
Steuererhebungskompetenz für die Europäische Union oder eine Steigerung des Gesamt-
budgets gefordert. Vielmehr plädiert die Gruppe für die Beibehaltung der funktionierenden
Elemente des aktuellen Eigenmittelsystems, wie unter  anderem das Prinzip der  Ausge-
glichenheit  des  Haushalts,  die  Beibehaltung  der  derzeitigen  traditionellen  Eigenmittel
(also Zölle und Zuckerabgaben) oder auch die auf dem BNE basierenden Eigenmittel. Alle
aktuell eingeräumten Ausnahmen von diesem System in Form von Rabatten oder Korrek-
turmaßnahmen sollten jedoch abgeschafft werden, wofür auch der Brexit eine Gelegenheit
biete. Schließlich spricht sich der Bericht für die Möglichkeit einer differenzierten Integra-
tion aus und plädiert zur Weiterentwicklung der Eurozone für ein gesondertes Eurozonen-
Budget.

Der Brexit13 und die Folgen für den EU-Haushalt

Ob das Vereinigten Königreich bei seinem Austritt aus der Europäischen Union noch eine
Abschluss- oder Austrittsrechnung, die sogenannte „Brexit-Bill“, begleichen muss und wie
hoch  sie  sein  wird,  wird  eines  der  politisch  sensibelsten  Verhandlungsthemen  in  den
Austrittsverhandlungen sein. Es gilt zu klären, ob und wie lange das Vereinigte Königreich
für bereits eingegangene, aber zum Austrittszeitpunkt noch nicht eingelöste Verpflichtun-
gen der Europäischen Union einstehen muss sowie, ob und in welchem Umfang ein hypo-
thetischer, auf das Vereinigte Königreich entfallender Anteil am EU-Vermögen, wie zum
Beispiel  am Eigenkapital  der  Europäischen Investitionsbank (EIB),  mit  diesem Betrag
verrechnet werden kann. Darüber hinaus muss noch über die Frage verhandelt werden, ob
und  inwieweit  sich  das  Vereinigte  Königreich  an  EU-Programmen und  -Agenturen  in
anderen Politikbereichen beteiligen kann, und zu welchem Preis diese britische Beteili-
gung möglich wäre. 

Beim EU-Austritt  des  Vereinigten Königreichs  zum März  2019 wird  der  derzeitige
MFR noch eine Laufzeit von 21 Monaten bis Ende 2020 haben. Für diese Zeitspanne wird
mit dem Brexit eine Finanzierungslücke im EU-Budget aufbrechen. Wie die EU-27 mit
dieser Lücke umgehen könnte, ist rechtlich nicht geregelt und deshalb noch unklar. Grund-
sätzlich kann sie im laufenden MFR durch Einsparungen auf der Ausgabenseite oder durch
die Erhöhung der Zahlungen der Mitgliedstaaten auf der Einnahmenseite des EU-Budgets
kompensiert werden. Wahrscheinlich ist ein Mix beider Handlungsoptionen. Eine britische

13 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
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Schlusszahlung könnte als Einmaleffekt diese Lücke deutlich verkleinern und damit die
Verteilungskonflikte im Kreis der EU-27 begrenzen.

Es  liegen  derzeit  verschiedene  Kalkulationen  über  die  Höhe  möglicher  britischer
Austrittszahlungen vor. Die Spanne reicht hierbei von 15 Mrd. Euro bis hin zum Extrem-
szenario  von 109 Mrd.  Euro.14 Inwieweit  die  britische  Regierung allerdings überhaupt
bereit sein wird,  auf diese Forderung der EU-27 einzugehen, ist schwer einzuschätzen.
Sowohl der  Verhandlungsführer  der  Europäischen Union, Michel Barnier,  als auch der
Präsident der Kommission, Jean-Claude Juncker, haben die Zahl von 60 Mrd. Euro als
realistische Größenordnung der Austrittsrechnung bezeichnet. Auch in den europäischen
Medien wurde zumeist diese Summe genannt. Inzwischen wird jedoch auch eine Forde-
rung der Europäischen Union von über 100 Mrd. Euro kolportiert. In den Verhandlungs-
leitlinien der EU-27, die am 29. April vom Europäischen Rat gebilligt wurden, wird die
Forderung  formuliert,  dass  die  in  den  Verhandlungen  zu  findende  Regelung  „alle
Verpflichtungen sowie Verbindlichkeiten einschließlich Eventualverbindlichkeiten erfas-
sen“15 solle.  Damit  zieht  die  EU-27  einen  sehr  weiten  Kreis  möglicher  Aspekte  und
Elemente, die in eine Berechnung der britischen Schlussrechnung aufgenommen werden
sollten. Allerdings gibt es keine unumstrittene oder mathematisch-objektive Methode zur
Berechnung der Schlussrechnung der britischen EU-Mitgliedschaft. Insgesamt hat Barnier
Zahlungsverpflichtungen in Höhe von weit über 400 Mrd. Euro aufgelistet, die alle 28
Mitgliedstaaten  gemeinsam  beschlossen  hätten  und  die  auch  von  allen  gemeinsam
finanziert  werden  müssten,  also  auch  unter  Beteiligung  des  Vereinigten  Königreichs.
„Jedes Land muss seine Verpflichtungen den anderen Ländern gegenüber einhalten (…).
Wir werden den Briten keinen einzigen Euro abverlangen für Dinge, denen sie nicht als
EU-Mitglied zugestimmt haben“16, so Barnier.

Mit dem Brexit wird darüber hinaus unweigerlich eine über den derzeitigen Finanz-
rahmen hinaus reichende Finanzlücke im EU-Haushalt aufbrechen. Wie hoch diese Lücke
letzten Endes sein wird, hängt vom Ergebnis der Brexit-Verhandlungen ab. Die britische
Regierung hat bereits angedeutet, sich auch nach dem Austritt an einzelnen EU-Program-
men, beispielsweise der Forschungsförderung, oder besonderen Agenturen beteiligen zu
wollen, ähnlich wie Norwegen oder die Schweiz.17 Dass das Vereinigte Königreich für eine
solche Beteiligung dann auch einen Beitrag zahlen muss, ist unbestritten. Wie hoch aller-
dings  diese  Zahlungen  wären,  wird  ein  Ergebnis  der  Verhandlungen  sein.  Nach  einer
Kalkulation des House of Lords würde eine Übertragung des norwegischen Modells auf

14 Zu den Kalkulationen und zur Höhe einer möglichen Abschlussrechnung wurden folgende Analysen vor-
gelegt: Alex Barker: The €60 billion Brexit bill. How to disentangle Britain from the EU budget, Centre
for  European  Reform,  2017;  Iain  Begg:  The Brexit  divorce  bill,  in:  The UK in  a  changing Europe,
20.2.2017; Ewa Chomicz: EU budget post-Brexit. Confronting reality, exploring viable solutions, in: EPC
Discussion Paper, März 2017; Zsolt Darvas et.al: Divorce settlement or leaving the club? A breakdown of
the Brexit bill, in: Bruegel Working Paper 03/2017; Jörg Haas/Eulalia Rubio: Brexit und der EU-Haus-
halt:  Gefahr  oder  Chance?,  Jacques  Delors-Institut  Berlin  Policy  Paper  183,  2017;  Jorge  Núnez
Ferrer/David Rinaldi: The Impact of Brexit on the EU budget: A non-catastrophic event, CEPS Policy
Brief No. 347, 2016.

15 Europäischer Rat: Leitlinien im Anschluss an die Mitteilung des Vereinigten Königreiches gemäß Artikel
50 EUV, EUCO XT 20004/17.

16 Europäische Kommission: Rede von Michel Barnier auf der Plenartagung des Ausschusses der Regionen,
22.3.2017,  abrufbar  unter:  http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-17-723_de.ht (letzter Zugriff:
11.7.2017).

17 HM Government: The United Kingdom’s exit from and new partnership with the Europe-an Union, Cm
9417, S. 49.
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das Vereinigte Königreich einen britischen Haushaltsbeitrag in Höhe von jährlich 2,7 Mrd.
Euro bedeuten.18 Diese Zahlungen würden dann die strukturelle Lücke im EU-Haushalt
verkleinern.

Der weitere Fahrplan und Ausblick auf den nächsten Finanzrahmen post 2020

Die Europäische Kommission wird in der MFR-Verordnung dazu verpflichtet, bis Ende
2017 ihren Vorschlag für einen neuen MFR nach 2020 vorzulegen. Mit Blick auf die zeit-
gleich  zu  den  Haushaltsverhandlungen  stattfindenden  Brexit-Verhandlungen  über  den
geordneten Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union, hat Haus-
haltskommissar Günther Oettinger angekündigt, die Vorlage des MFR-Vorschlags auf den
Frühsommer 2018 zu verschieben. Die MFR-Verhandlungen werden also später beginnen.
Die Verhandlungen werden dennoch bis Ende 2019, spätestens aber bis Anfang 2020 abge-
schlossen werden müssen. 

Bereits im Juni 2017 hat die Kommission ein Reflexionspapier zur Zukunft der EU-
Finanzen19 vorgelegt, das an ihr umfassendes Weißbuch zur Zukunft Europas vom März
201720 anschließt. Auf der Grundlage einer kurzen Darstellung der derzeitigen Systematik
des  EU-Haushalts,  der  zentralen  haushaltspolitischen  Herausforderungen  der  nächsten
Jahre und der Grundsätze für eine Reform entwickelt sie fünf Szenarien. Diese Szenarien
reichen von der Reduzierung des Budgets und seiner Anwendungsbereiche über die Fort-
führung  des  derzeitigen  Systems  bis  hin  zur  Schaffung  eines  wirklich  föderalen  EU-
Haushalts. Die besondere Stärke des Reflexionspapiers ist dabei weniger die Beschreibung
der idealtypischen Zukunftsmodelle, als die Analyse der besonderen haushaltspolitischen
Herausforderungen und die Diskussion der Spannungsfelder für jede Reform. 

Damit  hat  die  Phase der  Vorbereitung und der  Reflexion bereits  begonnen,  sowohl
innerhalb der Kommission als auch innerhalb des Europäischen Parlaments und in den
Mitgliedstaaten der EU-27.
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